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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
17. Wahlperiode

Drucksache 17 /332
(zu Drs. 17/173)

01. 04. 08

Mitteilung des Senats vom 1. April 2008

Waffengebrauch einschränken

Die Bürgerschaft (Landtag) hat auf Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/
Die Grünen folgende Berichtsbitte an den Senat gerichtet:

„Waffengebrauch einschränken

Die Kriminalstatistiken verzeichnen einen starken Anstieg von Gewaltdelikten
und belegen, wovon vielfältige Untersuchungen, Medienberichte und das Sicher-
heitsempfinden der Menschen künden: die Gewaltbereitschaft nimmt insbeson-
dere bei Jugendlichen immer mehr zu. Diese Problemlage wird verschärft durch
eine immer geringere Hemmschwelle bei dem Gebrauch von Waffen und durch
eine  leichte  Zugänglichkeit  von  nicht  der  Waffenscheinpflicht  unterliegenden
Waffen.

Sowohl in Bremen und Bremerhaven als auch bundesweit häufen sich Vorfälle,
bei denen Auseinandersetzungen mit Waffen, wie z. B. gefährlichen Messern oder
Baseballschlägern ausgetragen werden und mit schweren Verletzungen oder
tödlich enden. Neben vielen anderen notwendigen Ansätzen zur Prävention von
Gewaltkriminalität ist es daher notwendig, den Gebrauch von Waffen einzuschrän-
ken und stärker zu reglementieren.

Da Gewaltkriminalität unter Einsatz von Waffen zu einem erheblichen Teil an
bestimmten Örtlichkeiten in Städten verübt wird, sind die Regelungen über das
Führen von Waffen in der Öffentlichkeit zu nutzen und zu verschärfen. Der Bun-
destag hat im November 2007 ein Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes be-
schlossen, mit dem die Länder ermächtigt werden, das Führen von Waffen an
bestimmten öffentlichen Straßen, Wegen oder Plätzen allgemein oder im Einzel-
fall zu verbieten oder zu beschränken. Ein noch weitergehendes Verbot enthält
der Antrag, den das Land Berlin im Oktober in den Bundesrat eingebracht hat.
Danach soll räumlich unbeschränkt allgemein verboten werden, bestimmte Waf-
fen, insbesondere gefährliche Messer zugriffsbereit mit sich zu führen. Der An-
trag befindet sich zurzeit zur Beratung in den Ausschüssen.

Schwerwiegende Gefahren gehen auch von Anscheinswaffen und Softair-Waf-
fen aus. Auch diese Waffen erzeugen Aggression und Gewalt. Neben der Gefahr
von Verletzungen durch die Geschosse von Softair-Waffen, haben diese wie auch
Anscheinswaffen aufgrund der Ähnlichkeit mit echten Waffen ein lebensgefähr-
liches Potenzial. Ihr Gebrauch ist daher ebenfalls möglichst weitgehend zu be-
schränken.

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen:

Der Senat wird aufgefordert,

1. zu prüfen, auf welchen öffentlichen Straßen, Wegen oder Orten in Bremen
und Bremerhaven ein Verbot des Führens von Waffen auf Grundlage der
Ermächtigung in § 42 Abs. 5 Waffengesetz neueste Fassung geboten bzw.
vertretbar ist und eine umfassende Rechtsverordnung zu erlassen. Hierbei
hat der Senat alle Möglichkeiten der neuen Befugnis auszuschöpfen, um das
Führen von Waffen, insbesondere im Umfeld von Schulen, Jugendeinrich-
tungen und Diskotheken soweit wie rechtlich zulässig zu verbieten;
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2. zu prüfen, inwiefern auch das öffentliche Tragen von Baseballschlägern,
Metallrohren, Motorradketten sowie weiteren gefährlichen Gegenständen,
die allesamt nicht unter § 1 Abs. 2 Nr. 2 des WaffG fallen, aber in Auseinan-
dersetzungen ebenso als Waffen eingesetzt werden können, an diesen Orten
verboten werden kann;

3. den Antrag des Landes Berlin zur Änderung des Waffengesetzes hinsichtlich
eines allgemeinen Verbots des Führens bestimmter Waffen (Drs. 701/07) im
Bundesrat zu unterstützen;

4. Vorschläge für ein weitergehendes Verbot des Erwerbs, des Besitzes, des
Führens und Verbreitens von Waffen und Anscheinswaffen zu erarbeiten und
sich auf Bundesebene bei der Novellierung des Waffenrechts für ihre Umset-
zung und für eine drastische Verschärfung des Strafrahmens für Verstöße
gegen das Waffengesetz einzusetzen und darauf hinzuwirken, den bisher
bestehenden Bußgeldrahmen zugunsten eines Strafrahmens abzuschaffen;

5. der Bürgerschaft (Landtag) bis Ende März 2008 über die Umsetzung dieses
Antrags zu berichten.“

Der Senat berichtet der Bürgerschaft (Landtag) wie folgt:

I. Vorbemerkung

Der Senat teilt die in dem Antrag zum Ausdruck gekommene Sorge über die zu-
nehmende Bereitschaft vornehmlich junger Menschen, Gewalt anzuwenden und
dabei auch von Waffen oder anderen gefährlichen Gegenständen zum Teil rück-
sichtslos Gebrauch zu machen.

Trotz insgesamt rückläufiger Jugenddelinquenz sieht der Senat in Bezug auf ei-
nen kleinen, in der statistischen Erfassung jedoch wachsenden Kreis hochdelin-
quenter Jugendlicher und Heranwachsender einen dringenden Handlungsbe-
darf zur Reduzierung der angestiegenen Zahl registrierter Gewaltdelikte, die durch
sogenannte Einzelintensivtäter begangen werden oder zunehmend auch in Form
sogenannter Gruppen-/Cliquengewalt öffentlich in Erscheinung treten.

Insbesondere die zu beobachtenden Formen sozialräumlich ausgeübter Gewalt
von Gruppen Jugendlicher aus sozial benachteiligten Milieus sowie der über-
proportional hohe Anteil von jugendlichen und heranwachsenden Mehrfach- und
Intensivtätern mit Migrationshintergrund gibt dem Senat Anlass, seine bewähr-
ten  Maßnahmen  der  Prävention,  Intervention  und  Sanktionierung  auf  deren
Reichweite und Wirksamkeit hin zu überprüfen und gegebenenfalls durch ziel-
gruppenspezifische Handlungskonzepte zu ergänzen.

Nach Auffassung des Senats bereitet dabei auch der Anstieg der Kriminalität im
Gewaltbereich  erhebliche  Sorge,  insbesondere  der  zunehmende  Einsatz  von
Waffen und anderen gefährlichen Gegenständen im Bereich der Raub-, Körper-
verletzungs- und Tötungsdelikte.

Bevor zu den einzelnen in dem Antrag angesprochenen Themen berichtet wird,
hält der Senat es für zweckmäßig, auf die schon jetzt vorhandenen Beschrän-
kungen und Restriktionen im Zusammenhang mit dem Führen von Waffen in der
Öffentlichkeit einzugehen. Der Senat weist zunächst darauf hin, dass schon nach
dem gegenwärtigen Waffengesetz der Besitz und das Führen von Gegenständen,
die unter das Waffengesetz fallen, für Minderjährige gänzlich verboten ist. Auch
für Erwachsene gelten erhebliche Beschränkungen. So dürfen Schusswaffen
beispielsweise nur dann von volljährigen Personen in der Öffentlichkeit geführt
werden, wenn sie über einen Waffenschein verfügen. Waffenscheine werden nur
in eng begrenzten Fällen nach Prüfung eines Bedürfnisses (unter Einbeziehung
einer  Gefährdungsanalyse  der  Polizei),  der  waffenrechtlichen  Zuverlässigkeit,
der persönlichen Eignung und der Waffensachkunde erteilt. Schreckschuss-, Reiz-
stoff- oder Signalwaffen dürfen ebenfalls nur von volljährigen Personen in der
Öffentlichkeit geführt werden, wenn sie eine entsprechende Erlaubnis besitzen
(sogenannter kleiner Waffenschein). Diese Erlaubnis wird ebenfalls nur nach Prü-
fung der waffenrechtlichen Zuverlässigkeit und persönlichen Eignung erteilt.
Darüber hinaus enthält das Waffengesetz eine Reihe von verbotenen Gegenstän-
den  (wie  z.  B.  Stahlruten,  Totschläger,  Schlagringe,  Wurfsterne,  Präzisions-
schleudern oder bestimmte Spring-, Fall-, Faust- oder Butterflymesser). Sowohl
der Besitz als auch das Führen dieser Gegenstände ist verboten und strafbar.
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Darüber hinaus kann das Führen von Waffen und anderen gefährlichen Gegen-
ständen im Bereich öffentlicher und privater Gebäude durch das Hausrecht be-
grenzt oder verboten werden. Damit sind Handlungsmöglichkeiten insbesondere
für Schulen und öffentliche bzw. in öffentlicher Trägerschaft befindliche Jugend-
und Freizeiteinrichtungen eröffnet.

II. Zu den einzelnen Anträgen

1. Der Senat wird aufgefordert zu prüfen, auf welchen öffentlichen Straßen,
Wegen oder Orten in Bremen und Bremerhaven ein Verbot des Führens von
Waffen  auf  Grundlage  der  Ermächtigung  in  §  42  Abs.  5  Waffengesetz
neueste Fassung geboten bzw. vertretbar ist und eine umfassende Rechts-
verordnung zu erlassen. Hierbei hat der Senat alle Möglichkeiten der neuen
Befugnis auszuschöpfen, um das Führen von Waffen, insbesondere im Um-
feld von Schulen, Jugendeinrichtungen und Diskotheken soweit wie recht-
lich zulässig zu verbieten.

Durch die am 23. November 2007 in Kraft getretene Änderung des Waffen-
gesetzes haben die Länder die Möglichkeit erhalten, mittels Rechtsverordnung
bestimmte räumliche Bereiche festzulegen, in denen das Mitführen von Waf-
fen insgesamt verboten ist. Voraussetzung nach der neuen Regelung in § 42
Abs.  5  des  Waffengesetzes  ist,  dass  an  dem  betreffenden  Ort  wiederholt
Straftaten unter Einsatz von Waffen oder Raubdelikte, Körperverletzungs-
delikte,  Bedrohungen,  Nötigungen,  Sexualdelikte,  Freiheitsberaubungen
oder Straftaten gegen das Leben begangen worden sind und Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass auch künftig mit der Begehung solcher Straf-
taten zu rechnen ist.

In Bremen ist nach dem derzeitigen Planungsstand beabsichtigt, den Bereich
der sogenannten Disko-Meile in den Abgrenzungen der Straßenzüge Hoch-
straße, Schillerstraße, Birkenstraße, Bürgermeister-Smidt-Straße unter Ein-
beziehung des Bahnhofsvorplatzes als Waffenverbotszone auszuweisen. Die
rechtlichen Voraussetzungen sind in diesem Bereich gegeben. Die Auswei-
sung als Waffenverbotszone bedeutet, dass innerhalb dieses Gebietes der
Besitz bzw. das Führen aller Waffen verboten ist, die unter das Waffengesetz
fallen. Damit dürfen in diesem Gebiet weder Waffen, die erlaubnisfrei ge-
führt werden dürfen, noch Waffen, für die eine Erlaubnis erteilt worden ist,
mitgeführt werden. Die Verbote sollen zeitlich begrenzt werden, nach den
gegenwärtigen Planungen ist ein Zeitraum zwischen 20.00 und 8.00 Uhr an-
gedacht. Für bestimmte Sachlagen besteht die Möglichkeit, Ausnahmen all-
gemein, z. B. für den Transport oder im Einzelfall z. B. für berechtigte Waf-
fenbesitzer, die in der Verbotszone wohnen, zu erteilen. Der betreffende
Bereich soll durch eine Beschilderung kenntlich gemacht werden.

Mit der Einrichtung der Waffenverbotszone in dem beschriebenen Gebiet
beabsichtigt der Senat, Erfahrungen über die Wirksamkeit einer solchen Re-
gelung auf das Kriminalitätsgeschehen zu sammeln und auszuwerten. Bisher
hat nur die Stadt Hamburg im Dezember 2007 eine solche Zone eingerichtet.
Auswertbare Erfahrungen liegen wegen des kurzen Zeitraums noch nicht
vor.

Im Bereich von Schulen und Jugendeinrichtungen ist die Einrichtung einer
Waffenverbotszone rechtlich nicht zulässig, da dort die Voraussetzungen, un-
ter denen Waffenverbotszonen nach § 42 Abs. 5 WaffG eingerichtet werden
dürfen (siehe oben), in der Regel nicht vorliegen.

Es ist aber darauf hinzuweisen, dass – wie eingangs dargestellt – Minder-
jährige ohnehin keine Gegenstände, die dem Waffengesetz unterfallen, be-
sitzen oder im öffentlichen Raum führen dürfen. Soweit Volljährige Schulen
oder Jugendeinrichtungen besuchen, kann über die Regelung des Waffen-
rechts hinaus in Ausübung des Hausrechts das Mitführen von waffenrechtlich
erlaubten Waffen und auch von anderen gefährlichen Gegenständen, die
nicht dem Waffenrecht unterfallen, grundsätzlich untersagt werden. Damit
stehen Befugnisse zur Verfügung, um dem Mitführen von Waffen und ande-
ren gefährlichen Gegenständen in Schulen und Jugendeinrichtungen begeg-
nen zu können. Ein Hinweis auf diese Möglichkeiten z. B. in schulrechtlichen
Regelungen könnte gegebenenfalls sinnvoll sein. Das Waffengesetz ein-
schränkende Regelungen wären demgegenüber mangels Gesetzgebungs-
kompetenz des Landes nicht zulässig.
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2. Der Senat wird aufgefordert zu prüfen, inwiefern auch das öffentliche Tragen
von Baseballschlägern, Metallrohren, Motorradketten sowie weiteren ge-
fährlichen Gegenständen, die allesamt nicht unter § 1 Abs. 2 Nr. 2 des WaffG
fallen, aber in Auseinandersetzungen ebenso als Waffen eingesetzt werden
können, an diesen Orten verboten werden kann.

Das Waffengesetz erstreckt sich nicht auf alle Gegenstände, mit denen Men-
schen verletzt oder getötet werden können. Ergänzend zu der Rechtsverord-
nung auf der Grundlage des § 42 Abs. 5 des Waffengesetzes beabsichtigt der
Senat, in einer weiteren rechtlichen Regelung zusätzliche Gegenstände, die
nicht dem Waffenrecht unterfallen, mit denen Menschen aber erheblicher
Schaden zugefügt werden kann, in das Verbot einzubeziehen. Von der Poli-
zei sind bei Kontrollen beispielsweise Baseballschläger, Äxte, Beile, Ketten,
quarzsandgefüllte Handschuhe, Rasierklingen, zweckentfremdete Werkzeu-
ge wie angespitzte Schraubenzieher und andere Gegenstände vorgefunden
worden. Dabei wird es darauf ankommen, die Gegenstände in der rechtli-
chen Regelung einerseits präzise zu beschreiben, andererseits Möglichkei-
ten offen zu halten, um künftigen Entwicklungen begegnen zu können.

3. Der Senat wird aufgefordert, den Antrag des Landes Berlin zur Änderung des
Waffengesetzes hinsichtlich eines allgemeinen Verbots des Führens bestimm-
ter Waffen (Drs. 701/07) im Bundesrat zu unterstützen.

Der Senat hat die Empfehlung des Bundesrates im Zusammenhang mit der
Neuregelung des Waffenrechts unterstützt, in der der Bundesrat darum bittet
zu prüfen, ob im weiteren Gesetzgebungsverfahren zum Waffengesetz Ge-
setzesänderungen entsprechend dem Antrag des Landes Berlin in der Bun-
desratsdrucksache 701/07 vorgenommen werden können. Der Deutsche Bun-
destag hat diese Empfehlungen aufgegriffen und Regelungen in die Waffen-
gesetznovelle aufgenommen, nach denen u. a. das Führen bestimmter Mes-
ser (über 12 cm Klingenlänge oder Einhandmesser) künftig untersagt ist.
Ausnahmen bestehen nur, soweit der Betroffene ein berechtigtes Interesse
(z. B. als Handwerker) darlegen kann.

4. Der Senat wird aufgefordert, Vorschläge für ein weitergehendes Verbot des
Erwerbs, des Besitzes, des Führens und Verbreitens von Waffen und An-
scheinswaffen zu erarbeiten und sich auf Bundesebene bei der Novellierung
des Waffenrechts für ihre Umsetzung und für eine drastische Verschärfung
des Strafrahmens für Verstöße gegen das Waffengesetz einzusetzen und da-
rauf hinzuwirken, den bisher bestehenden Bußgeldrahmen zugunsten eines
Strafrahmens abzuschaffen.

Der Deutsche Bundestag hat die Empfehlungen des Bundesrates bezüglich
der Problematik sogenannter Anscheinswaffen aufgegriffen und in der Waf-
fengesetznovelle umgesetzt. Im Gegensatz zum Vorschlag der Bundesregie-
rung, der nur das Führen von Anscheinskriegswaffen und Anscheinspump-
guns untersagen wollte, unterfallen nunmehr grundsätzlich alle Gegenstän-
de, die ihrem äußeren Erscheinungsbild nach den Anschein von Feuerwaf-
fen hervorrufen, einem Verbot des Führens in der Öffentlichkeit. Für deutlich
erkennbare Spielzeugwaffen und in einigen wenigen anderen Fällen gibt es
Ausnahmen von diesem Verbot. Damit ist nach Auffassung des Senats nun-
mehr die Problematik der Anscheinswaffen zufriedenstellend gelöst.

5. Weitere Maßnahmen

Der Senat wird im Zuge einer Überarbeitung des Bremischen Polizeigesetzes
auch die Frage prüfen, ob die Voraussetzungen für eine gefahrenabwehrende
Sicherstellung in § 23 in Bezug auf Waffen und möglicherweise auch für andere
gefährliche Gegenstände abgesenkt werden können. Nach der gegenwär-
tigen Rechtslage darf eine Sache u. a. nur dann sichergestellt werden, wenn
dies erforderlich ist, um eine gegenwärtige Gefahr abzuwehren. Diese Ein-
griffsschwelle ermöglicht der Polizei einen Zugriff erst dann, wenn die Ge-
fahr bereits eingetreten ist oder unmittelbar bevorsteht. Wäre als Eingriffs-
voraussetzung nur das Vorliegen einer Gefahr erforderlich, könnten poten-
ziell gefährliche Gegenstände bereits in einem früheren Stadium sicherge-
stellt werden. Dies könnte für Bereiche außerhalb der geplanten Waffenver-
botszone von Bedeutung sein, um auch hier bei bestimmten Anhaltspunkten
bereits präventivpolizeiliche Maßnahmen zu ermöglichen.


